
 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Koalitionsvertrag nimmt essentielle Fo
Landkreistages zur Föderalismusrefor
 
Der Deutsche Landkreistag (DLT) begrüßt die
die längst überfällige Föderalismusreform um
„Wir freuen uns, dass unseren Forderungen en
men der Föderalismuskommission beschlossen
ren Aufgabenübertragung seitens des Bundes
tig im Grundgesetz verankert wird“, so DLT-Prä
westpfalz). „Zudem ist von den Verhandlungs
Regelung für so genannte Altfälle erkannt word
 
Laut Duppré seien gerade die Landkreise in den B
ausgesetzt, in denen sie bereits Aufgabenträger s
rungen seitens des Bundes vorgenommen würde
stand setzt sich – gerade was den kostenträchtigen
ausschließlich aus Aufgaben zusammen, die von
sind. Bundesveranlasste Leistungsausweitungen w
derbetreuung werden hingegen von einem Durchgr
 
Nach Auffassung des Verbandspräsidenten könnt
spielweise in einer Übergangsregelung bestehen,
rungen künftig als Landesrecht gelten würden. „Die
für einen Kostenausgleich zugunsten der kommun
Duppré. 
 
Der DLT-Präsident wies aber auch auf die Konstel
des Bundes aus vorgelagerten Leistungssystemen
nen droht. „Die gesamtstaatlichen sozialen Siche
nach brüchiger, was dazu führt, dass die Kreise a
einspringen müssen. Für derartige Fälle muss ebe
Anderenfalls bestehen für die im sozialen Bereich
kommunalen Haushalte erhebliche finanzielle Ri
abschließend. 
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